
  

  

 

 

       
     

    

        

    

     
      

     
     

        
       

        
     

        
  

     
      

     
      

       
  

     
        

     
  

  

         
   

     
     

   

Deutscher Bundestag Drucksache 19/13454 

19. Wahlperiode 23.09.2019 

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 72, 105 und 125b) 

A. Problem und Ziel 

Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Reform des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts vorgelegt, der die Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 10. April 2018 (BVerfGE 148, 147) – (BGBl. I S. 531) – um-
setzt.  

Die Frage der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die notwendige Reform 
des Grundsteuer- und des Bewertungsgesetzes wird nicht einheitlich beantwortet. 
Es werden unterschiedliche Auffassungen zur Frage der Erforderlichkeit einer 
bundesgesetzlichen Regelung der Grundsteuer zur Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse oder zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im Bun-
desgebiet nach der seit dem 16. November 1994 geltenden Fassung des Arti-
kels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) vertreten. Artikel 125a Absatz 2 GG 
räumt dem Bund lediglich eine begrenzte Änderungskompetenz des fortgeltenden 
Bundesrechts unter Beibehaltung der wesentlichen Elemente ein, erlaubt aber 
keine grundlegende Neukonzeption der Materie. 

Da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft nicht einheit-
lich beurteilt wird, soll diese unzweifelhaft abgesichert werden. Dazu erhält der 
Bund mit dieser Grundgesetzänderung uneingeschränkt die konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz zur Regelung der Grundsteuer. Zeitgleich wird den Län-
dern über eine Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3 GG eine umfassende abwei-
chende Regelungskompetenz eröffnet. Dafür bestehen gute Gründe mit Blick auf 
das Ziel einer bundesgesetzlichen Grundlage. Zugleich bietet sich gerade die 
Grundsteuer aufgrund der Immobilität des Steuerobjekts und des bereits in der 
Verfassung vorhandenen kommunalen Hebesatzrechts dafür an, die Steuerauto-
nomie der Länder zu stärken. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Änderung des Grundgesetzes vor, um dem Bund 
ausdrücklich die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer 
zu übertragen, ohne dass für deren Ausübung die Voraussetzungen des Artikels 
72 Absatz 2 GG vorliegen müssen. Um den Ländern die Befugnis zu umfassenden 
abweichenden landesrechtlichen Regelungen einzuräumen, wird den Ländern für 
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die Grundsteuer das Recht zu abweichenden Regelungen nach Artikel 72 Ab-
satz 3 GG eingeräumt. 

C. Alternativen 

Keine Änderung des Grundgesetzes. 

1. Der Bundesgesetzgeber könnte bestimmen, dass das Grundsteuer- und Bewer-
tungsrecht in vollem Umfang durch Landesrecht ersetzt werden kann (Arti-
kel 125a Absatz 2 Satz 2 GG). 

2. Der Bundesgesetzgeber könnte das Grundsteuergesetz und die Bewertungsvor-
schriften für Zwecke der Grundsteuer aufheben, um den Ländern landesgesetzli-
che Regelungen zu ermöglichen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Ein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger ist nicht zu erwarten. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Ein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ist nicht zu erwarten. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten eingeführt oder abge-
schafft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung ist mit der Grundgesetz-
änderung nicht unmittelbar verbunden. 

F. Weitere Kosten 

Durch das Gesetz entstehen der Wirtschaft keine Kosten, da sie von der Regelung 
nicht unmittelbar betroffen ist. Unmittelbare Auswirkungen auf die Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 23. September 2019 

DIE BUNDESKANZLERIN 

An den 

Präsidenten des 

Deutschen Bundestages 

Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 72, 105 und 125b) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 980. Sitzung am 20. September 2019 beschlossen, 

gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 

Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 72, 105 und 125b) 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend 
mit der Bundestagsdrucksache 19/11084. 
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